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Beiträge zur Reform des öſterreichiſchen Strafgeleßes 
über Gefüllsübertretungen. 
Von Theodor Eglauer. 
V. Verſuch. 


Das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz enthält im § 18 ſowohl eine 
Begriffsbeſtimmung des Verſuches, als die Bedingungen, unter welchen 
derſelbe ſtrafbar iſt. 

Die Definition in dieſem Paragraphen lautet: 

„Der Verſuch einer Gefällsübertretung, das iſt: die Handlungen 
oder Unterlaſſungen, welche ſich als der Anfang der Ausführung 
einer Geſällsübertretung, oder als diejenige Vorbereitung, die 
erforderlich iſt, um die Gefällsübertretung, wenn nicht ein äußeres 
Hinderniß eintritt, zu vollbringen, darſtellen, welche jedoch wegen 
Hinzutritt eines äußeren Hinderniſſes, durch Zufall, oder wegen Un⸗ 
vermögen der die Uebertretung verſuchenden Perſon nicht zur Voll— 
bringung der Uebertretung führten“ 

Dieſe Begriffsbeftimmung enthält einige Irrthümer und Mängel. 

Vor Allem wird Niemand daran zweifeln, daß Handlungen, welche 
— um beim Wortlaute des Gefetzes zu verbleiben — ſich als der 
Anfang der Ausführung einer Gefällsübertretung darſtellen, welche jedoch 
aus eigenem Antriebe, und nicht in Folge eines äußeren, d. h. von 
dem Willen der handelnden Perſon unabhängigen Hinderniſſes, nicht 
zur Vollbringung der Uebertretung führten, auch als Verſuch dieſer 
Gefällsübertretung zu betrachten ſind, wenngleich unter dieſen Um⸗ 
ftänden aus Rechts⸗ und criminalpolitiſchen Gründen darauf keine Strafe 
angedroht zu werden pflegt. 

Es war daher nicht nothwendig, das Moment der Nicht⸗ 
vollendung der Gefällsübertretung in Folge eines äußeren Hinder- 
niſſes hervorzuheben, und dies um fo weniger, als im $ 18 
G. St. G. in Fortſetzung zu obiger Begriffsbeſtimmung erklärt wird, daß 


der Verſuch einer Gefällsübertretung nur inſofern zu beſtrafen iſt, 


„als der Vollzug der Uebertretung nicht aus dem Willen des Ueber⸗ 


treters, oder durch Zufall, ſondern durch die Aufmerkſamkeit 


der Gefällsbeamten, oder Diener, oder durch das auf die 
Verhinderung der Uebertretung gerichtete Wirken anderer Per ſonen 
unterblieb.“ 

Zweitens iſt es ein Irrthum, zu glauben, daß Unterlaſſungen 
überhaupt ſich als der Anfang der Ausführung einer Gefällsübertretung 
darſtellen können. 

Die Gefällsſtraf⸗Geſetzgeber haben hiebei höchſt wahrſcheinlicher 
Weiſe an die Pflicht zur Anmeldung, welche verſchiedenen ſteuerbaren 
Handlungen vorausgeht, ſowie an die Lehre von den ſogenannten 
„zuſammengeſetzten ſtrafbaren Handlungen“ gedacht; allein, menn- 
gleich die Anmeldepflicht in demſelben Moment oder in den meiſten 
Fallen ſogar noch eine geraume Zeit früher eintritt, als das ſteuerbare 
Verfahren beginnt, jo folgt daraus keineswegs, daß die Unterlaffung 
der Anmeldung als ſolche bereits den Anfang der Ausführung einer 
Gefällsübertretung bildet, ſondern vielmehr, daß ſchon der erſte Act 
des ſteuerbaren Verfahrens, falls deſſen vorſchriſtsmäßige Anmeldung 
nicht vorausgegangen iſt, den Verſuch einer Gefällsverkürzung involvire. 

Uebrigens erhellt dies aus dem ſchon einmal erwähnten Umſtande, 
daß es nur bei Commiſſivdelicten einen Verſuch geben könne; wenn 
wir aber ſelbſt auf die Idee von einer im obigen Falle vorliegenden 
„zuſammengeſetzten“ ſtrafbaren Handlung eingehen, ſo kommen wir zu 
dem Schluſſe, daß auch eine ſolche Handlung nicht mit einer Unter- 
laſſung ihren Anfang nehmen kann. 

Falſch iſt es ferner, von einer „Vorbereitung“ zu ſprechen, 
„die erforderlich iſt, um die Gefällsübertretung, wenn nicht ein äußeres 
Hinderniß eintritt, zu vollbringen.“ 

Handlungen, welche zur Vollbringung einer Gefällsübertretung 
nothwendig ſind, alſo zu derſelben in einem cauſalen Zuſammenhange 
ſtehen, ſind keine Vorbereitungshandlungen (im Sinne der Theorie) 
mehr, ſondern bilden den Beginn der Ausführung ſelbſt. Es war dem⸗ 
nach verführeriſch,“) zum Mindeſten aber überflüſſig, obige, an⸗ 
ſcheinend alternative Erklärung des Verſuches einer Gefällsübertretung 
abzugeben. 

Die eigenthümliche Auffaſſung von dolus und culpa ſeitens 
unſeres Geſetzbuches bringt es mit fich, daß nach dem Wortlaut des 
§ 18 G. St. G. ſelbſt ein culpoſer Verſuch nicht ausgeſchloſſen iſt; 
denn es können ſich auch fahrläſſig unternommene Handlungen „als der 
Anfang der Ausführung einer Gefällsübertretung darſtellen“ letzteres 
Wort heißt doch nach dem allgemeinen Sprachgebrauche ſo viel als 
„erſcheinen“, „ſcheinen“. 


*) Herr Dr. J. Blonski iſt in dieſen Irrthum verfallen, indem er in 
der von ihm beſorgten Manz'ſchen Taſchenausgabe des St. G. über Gefälls⸗ 
übertretung (in der Anmerkung zum 8 18 auf Seite 16) meint: „Das G. St. G. 
erklärt als Verſuch nicht nur den Anfang der Ausführung einer Gefälls⸗ 
übertretung, wie es die allgemeine Strafdoctrin und auch das öſterr. allg. St. G. 
(§ 8) thut, ſondern auch die Vorbereitung zur Ausführung der Uebertretung 
welche Vorbereitung im allgemeinen Strafgeſetze nur ausnahmsweiſe und nicht als 
Verſuch ſtrafbar iſt.“ 


Es kann nun von einem „fahrläſſigen Verſuche“ im wahren 
Sinne dieſes Wortes keine Rede fein. *) 
Abgeſehen von der Widerſinnigkeit der beiden zu Einem Begriffe 
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nach den SS 423 und 434, die Verkürzungen des Lottogefälls (ſiehe 
die S$ 438 und 441), der Gebrauch falſcher Urkunden (§ 461, 3. 1), 
endlich die Beſchädigung von Mauern, Wällen oder Gräben um einen 


vereinten Wörter läßt ſich beim culpoſen Delicte zwar ein theilweiſer geſchloſſenen Ort herum (§S 464, 3. 3 G. St. G.) 


Erfolg, ein theilweiſer objectiver Thatbeſtand, aber kein Verſuch denken. 
Das culpoſe Delict iſt ein nicht gewolltes, und die Handlung, durch 
die es hervorgebracht wird, iſt ohne Rückſicht auf das Deliet, an und 
für ſich betrachtet, eine durchaus gleichgiltige; ſie wird vielmehr erſt 
hinterher ſtrafbar durch den eingetretenen beſtimmten äußeren Erfolg; 
wenn daher ein ſolcher nicht einmal theilweiſe eingetreten iſt, ſo fehlt ſowohl 
der ſubjective als objective Thatbeſtand des angeblich verſuchten Delicts. 

Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß ein derartiges „fahrläſſiges 
Benehmen“ vom Strafgeſetze mit einer Ordnungsſtrafe bedroht werde. 
(Vgl. das früher über die Steuercontrolsvergehen Geſagte.) 

Trotzdem haben wir im Gefällsſtrafgeſetze ſogar den Beweis 
dafür, daß die Geſetzgeber an die Möglichkeit eines fahrläſſigen Verſuches 
gedacht und deſſen Beſtrafung gewollt haben. 

Im § 191 (und an anderen Stellen) des Gefällsſtrafgeſetzes 
werden nämlich gewiſſe Handlungen, z. B. sub Nr. 1 lit. a das Betreten 
eines ſogenannten Nebenweges mit Waaren aus dem Auslande oder 
einem Zollausſchluſſe (ohne die vorſchriftsmäßig hiezu erhaltene Geſtattung), 
geradezu als der Verſuch einer Gefällsübertretung erklärt und 
mit beſonderen Strafen bedroht. 


Der Abgang eines böſen Vorſatzes befreit nach $ 14 G. St. G. | 


nicht von der geſetzmäßigen Strafe, es fei denn, daß ein auf die eber- 
tretung gerichteter Vorſatz als eine Bedingung der Beſtrafung aus— 


drücklich im Geſetze bezeichnet werde. Dies iſt nun oben nicht der Fall, 


alſo iſt (beiſpielsweiſe) das unerlaubte Betreten eines Nebenweges mit 
ausländiſchen Waaren, auch ohne böſe Abſicht, als verſuchter Schleich— 
handel zu beſtrafen. 

Einen noch ſchlagenderen Beweis für die von uns aufgeſtellte 
Behauptung enthält der § 464, 3. 3 G. St. G., wo es heißt: 
„Wer“ 

3. „die Mauern, 
erklärten Ort beſchädigt oder einen Theil des Grabens ausfüllt oder 
auszufüllen ſucht, iſt, wenn ſolches nur aus Unachtſamkeit 
geſchah, mit einer Strafe von 2—10 fl., wenn die Uebertretung 
aber abſichtlich oder aus Muthwillen ſtattfand, von 10—50 fl. . .. 
zu belegen.“ 

Uebrigens geht es nicht an, gewiſſe Handlungen als den Ver 
ſuch einer beſtimmten Gefällsübertretung zu erklären. Denn die Ent— 
ſcheidung darüber, ob ſich eine Handlung juriſtiſch ſo qualificire oder 
nicht, ſteht einzig und allein dem Richter im concreten Falle zu. 

Die geſetzliche Vermuthung des Verſuches, ein Ausfluß der 
alten proceſſualen Maxime, dem Richter in Beurtheilung des Rechts— 
falles ſo viel als möglich die Hände zu binden, war durch die Ver 
hältniſſe keineswegs geboten, da man denſelben Zweck (z. B. das 
unbefugte Betreten von Nebenwegen mit zollpflichtigen Gegenſtänden wirk— 
ſam zu verbieten) durch ein anderes Mittel ebenſo gut erreichen konnte, 
nämlich durch Androhung einer Ordnungsſtrafe auf die vom Gefälls⸗ 
ſtrafgeſetze als Verſuch einer beſtimmten Gefällsübertretung erklärte 
Handlung. 

Wir erklären alſo die böſe Abſicht als ein eſſentielles Merkmal 
des Verſuches einer ſtrafbaren Handlung und beſchränken hiemit die 
Strafbarkeit desselben ſelbſtredend auf die vorſätzlichen Steuerverkür— 
zungen oder die von uns ſo genannten Steuerdefraudationen. 


Die mangelhaſte Eintheilung der Gefällsübertretungen in unſerem 


Geſetzbuche hatte zur natürlichen Folge (die Beſtimmung des § 18 
(G. St. G.), daß der Verſuch einer Gefällsübertretung „nur rückſichtlich 
derjenigen Gefällsübertretungen“ ſtrafbar iſt, „für welche das Geſetz 
dieſes aus drücklich anordnet“. Es find nicht allein die im § 184 
G. St. G. aufgeführten Gefällsübertretungen, deren Verſuch ſtrafbar 
iſt, ſondern außerdem noch die Uebertretung der Vorſchriften über den 


Umfang des Gewerbsbetriebes nach § 384, die Uebertretungen des 


§ 396, Z. 1 lit. b, ſowie des & 399, Z. 5 G. St. G. hinſichtlich 
der Verbrauchs⸗Stempelabgabe, die Uebertretungen der Poſtvorſchriften 
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*) Und inſofern können wir Herrn Dr. J Blonski nicht Unrecht geben, 
wenn er weiterhin zu $ 18 G. St. G. erklärt „Es verſteht ſich von ſelbſt, daß 
ein Verſuch nur bei doloſen Gefällsübertretungen möglich iſt.“ 


Wälle oder Gräben um einen zur Einhebung 
der Verzehrungsſteuer oder einer anderen Verbrauchsabgabe für geſchloſſen 


Endlich iſt nicht einzuſehen, warum nach dem Gefällsſtrafgeſetze, 
entgegen der Doctrin und den Beſtimmungen des Strafgeſetzes über 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen der Verſuch einer Gefälls⸗ 
übertretung dann ſtraflos ausgehen ſoll, wenn die Vollbringung der 
Uebertretung durch Zufall unterblieb. Hiefür ſpricht weder ein Rechts⸗ 
grund, noch eine politiſche Rückſicht. Es iſt dem Thäter durchaus nicht 
zum Verdienſte anzurechnen, wenn er das Delict in Folge phyſiſchen 
Unvermögens oder eines moraliſchen wanges, ſei es nun aus Furcht 
oder aus Klugheit, unterläßt und die Ausführung ſeiner Abſicht etwa 
auf einen günſtigeren Zeitpunkt verſchiebt. Und in allen dieſen Fällen 
kann die den Verſuch einer Gefällsübertretung freiwillig, aber nicht 
aus eigenem Antriebe aufgebende Perſon nach den gegenwärtigen 
geſetzlichen Beſtimmungen den „Zufall“ für ſich geltend machen. 

Nach der voranſtehenden Kritik der vom Gefällsſtrafgeſetze 
gegebenen Lehre vom Verſuche können wir uns nur dafür ausſprechen, 
die im Entwurſe eines neuen allgemeinen Strafgeſetzes vom Jahre 
1874 (88 46 ff.) enthaltenen Beſtimmungen für das Steuerſtrafgeſetz 
ſinngemäß zu recipiren. § 46 dieſes Entwurfes lautet: 

„Handlungen, durch welche die wirkliche Ausführung eines beab— 

ſichtigten Verbrechens oder Vergehens begonnen, aber nicht vollendet 
wurde, ſind als Verſuch desſelben zu beſtrafen, ſofern das Gegentheil 
er im Geſetze ausdrücklich ausgeſprochen iſt.“ 
Nachdem wir zu dem Schluſſe gekommen find, daß im Steuer- 
ſtrafrechte ausſchließlich nur der Verſuch der vorſätzlichen und un— 
mittelbaren Steuervergehen, dieſer aber ohne Ausnahme ſtrafbar ſein 
ſoll, ſtellen wir den Satz auf: Handlungen, durch welche die 
wirkliche Ausführung einer beabſichtigten Steuerverkürzung 
(Steuerdefraudation) begonnen, aber nicht vollendet wurde, ſind 
als Verſuch derſelben zu beſtrafen. 

§ 49 des obgedachten Strafgeſetzentwurfes lautet: 

„Der Verſuch als ſolcher bleibt ſtraflos, wenn der Thäter: 

1. aus eigenem Autriebe und nicht in Folge äußerer, von ſeinem 
Willen unabhängiger Hinderniſſe *) von der Vollendung des Verbrechens 
oder Vergehens abgeſtanden iſt, oder 
2. zu einer Zeit, in welcher die *) That noch nicht entdeckt 
war, aus eigenem Antriebe den Eintritt des zur Vollendung des 
Verbrechens oder Vergehens erforderlichen Erfolges abgewendet hat.“ 
| Hienach tritt beim Verſuche die Strafloſigkeit ein: 1. bei dem 
freiwilligen Aufgeben eines nicht beendigten Verſuches und 2 bei der 
freiwilligen Abwendung des Erfolges eines beendigten Verſuches. Dieſe 
beiden Fälle unterſcheiden ſich dadurch, daß es im erſten Falle noch der 
weiteren Thätigkeit des Thäters für den Eintritt des Erfolges bedarf, 
im letzteren Falle dagegen der Thäter bereits Alles gethan hat, was 
zur Herbeiführung des Erſolges nothwendig iſt. 
| Es kann ſomit im erſten Falle ein Rücktritt, das iſt ein Unter⸗ 
laſſen der Ausführung ftattfinden; im zweiten Falle wird durch eine 
poſitive Thätigkeit der Eintritt des Erfolges, welcher unabhängig 
von derſelben herbeigeführt werden würde, von Seiten des Thäters 
verhindert. In beiden Fällen iſt der rechtswidrige Vorſatz wirkſam 
zurückgenommen worden; die böſe Abſicht hat nicht jene Stärke, um 
das Recht, gegen welches ſich die Verſuchshandlung wendet, zu ver— 
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letzen (ſiehe die allgemeinen Bemerkungen zum Entwurfe, S. 41). 
Das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz ſichert dem reuigen Thäter 


gewiß auch in beiden Fällen die Strafloſigkeit des Verſuches zu, allein 
es unterſcheidet nicht zwiſchen dem nicht beendigten und dem beendigten 
Verſuche einer Gefällsübertretung. 

Ferner iſt der Ausdruck „der Vollzug der Uebertretung unter— 
blieb aus dem Willen des Uebertreters“ im § 18 G. St. G. nicht 
kräftig genug, um hervorzuheben, daß die Nichtausführung des Delictes 
im eigenen, nicht durch äußere Rückſichten beeinflußten Entſchluſſe des 
Thäters ihren Grund haben muß, um Strafloſigkeit herbeizuführen. Es 

*) Der Strafgeſetz⸗Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes hat obige Stelle ab⸗ 
geändert in „eines von ſeinem Willem unabhängigen Hinderniſſes“, weil auch 
nach der Regierungsvorlage es nicht auf eine Mehrheit von Hinderniſſen an⸗ 
komme und die Hinderniſſe ſelbſtverſtändlich nur äußere ſein können, 
| **) und anftatt „die That“ „ſeine That“ eingelegt, und zwar aus noch 
größerer Rückſicht für den reuigen Thäter (S. 17 des Berichtes). 


l 
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erſcheint daher zweckmäßig, dieſen Umſtand durch die Worte des Enut⸗ 
wurfes „aus eigenem Antriebe“ beſonders zu betonen. 

Ich bin des Zweifels gewärtig, ob denn überhaupt im Steuer⸗ 
ſtrafrechte von einem „beendigten Verſuche“ die Rede ſeine könne. n 

Zur Vollbringung einer Steuerverkürzung gehört zweierlei: 1. Die 
Vollendung des ſteuerbaren Actes und 2. die Vorenthaltung der gejeb- 
lichen Abgabe. 

So lange der ſteuerbare Act nicht vollendet erſcheint, kann der 
ihn unbefugt Vornehmende in jedem Augenblicke noch von ſeinem Be⸗ 
ginnen zurücktreten, demnach den nicht beendigten Verſuch der 
Gefällsverkürzung aufgeben. 

Iſt aber die ſteuerbare Handlung bereits vollbracht worden, ſo 
kann der Thäter ſeine That zwar nicht mehr rückgängig, jedoch 
unſchädlich machen, d. h. den Erfolg ſeines been digten Verſuches 
der Gefällsverkürzung dadurch abwenden, daß er die ohne Anmeldung 
vorgenommene Handlung anzeigt und verſteuert. . 

Nachdem dies nun dem Thäter ſelbſt dann noch möglich iſt, wenn 
er ſeine That bereits vollbracht hat, d. h. das Product feines ſteuer— 
baren Verfahrens bereits in Sicherheit (wenn auch nur in vermeintliche) 
gebracht hat, ſollte man ihn auch in dieſem Falle ungeſtraft laſſen, 
wenn er hinterher zu einer Zeit, wo ſeine That noch nicht 
entdeckt war, feiner Steuerpflicht nachgekommen iſt. 

Man fürchte etwa nicht, daß in Folge deſſen die Steuerpflichtigen 


es unterlaſſen werden, das ſteuerbare Verfahren zur rechten Zeit, 


d. i. vor Beginn desſelben, anzumelden; ſie würden ja in dieſem Falle 
das Riſico übernehmen, vor Vollendung desſelben entdeckt und wegen 
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Aus dieſen Gründen und um eine Garantie zu ſchaffen, 
daß dem Verſuche in dem richterlichen Ausſpruche die mildernde Be- 
deutung zukomme, welche das Geſetz für ihn in Anſpruch nimmt, ſind 
wir für. die Feſtſetzung eines Höchſtaus maßes der beim Verſuche 
zuläſſigen Strafe auch für das Steuerſtrafrecht, und zwar in der oben 
angedeuteten Weiſe des Entwurſes eines neuen allgemeinen Strafgeſetzes. 

Allein was das beim Verſuche zuläffige Mind eſtmaß der Strafe 
anbetrifft, glauben wir, mit Rückſicht auf die im Allgemeinen ſehr 
niedrig gehaltenen proponirten mindeſten Strafausmaße, insbeſondere 
das in Frage kommende (von 5 fl.), ſowie mit Rückſicht auf den Um⸗ 
ſtand, daß hie und da andere Momente für die Handlung des Thäters 
viel mehr entſchuldigend ſind, als das, daß es beim bloßen Verſuche 
geblieben iſt, auf ein ſolches von dem allgemeinen abweichendes Mindeſt⸗ 
ausmaß für das Steuerſtrafrecht verzichten zu müſſen. 

Die Aufnahme der Beſtimmung, daß „der Verſuch in dem Maße 
gelinder“ zu beſtrafen ſei, „als die Verſuchshandlung von der Vollen— 
dung weiter entfernt geblieben iſt,“ in den Strafgeſetz-Entwurf vom 
Jahre 1874 hat übrigens vor den Augen des Strafgeſetz-⸗Ausſchuſſes 
des Abgeordnetenhauſes keine Gnade gefunden und wir können ihm, von 
ſeinem Standpunkt aus betrachtet, nicht Unrecht geben, wenngleich es 
unſeres Erachtens im Intereſſe der factiſchen Berückſichtigung des Um— 
ſtandes, daß es beim Verſuche ſein Bewenden hatte, gelegen wäre, dieſe 
Beſtimmung ausdrücklich aufzunehmen. 

Der Strafgeſetz-Ausſchuß bemerkt nämlich zu § 47 der Regierungs- 
vorlage: “ 

„Der vorliegende Entwurf unterſcheidet ſich von dem beſtehenden 


des Verſuches einer Steuerverkürzung zur Strafe gezogen zu werden. Geſetze unter Anderem auch dadurch, daß die Aufzählung von Er— 
Wir ſtellen alſo folgende zwei Sätze auf: ſchwerungs⸗ und Milderungsumſtänden vermieden wird. Dieſe Aende— 
1. Der Verſuch als ſolcher bleibt ſtraflos, wenn der rung fand die volle Billigung des Ausſchuſſes, weil denn doch das 
Thäter aus eigenem Antriebe und nicht in Folge eines von vernünftige Ermeſſen des Richters zuletzt entſcheiden muß, und die 
ſeinem Willen unabhängigen Hinderniſſes von der Vollen- Aufzählung von Erſchwerungs- und Milderungsumſtänden geeignet iſt, 
dung der Steuerdefraudation abgeſtanden iſt. zu rein mechaniſchen geiſtloſen Additionen und Subtractionen zu führen. 
2. Der Thäter ſoll ſelbſt dann ſtraflos ausgehen, wenn | Wird aber dieſes Syſtem befolgt, fo muß es auch durchgehends angewendet 
er zu einer Zeit, in welcher ſeine That noch nicht entdeckt | werden, und geht es nicht an, blos an zwei oder drei Stellen dem 


war, dieſelbe aus eigenem Antriebe anzeigt und gutmacht. 

Das Gefällsſtrafgeſez hat die thätige Reue nach vollbrachter 
That in 8 92 blos als mildernden Umſtand aufgeführt, indem es dort- 
ſelbſt heißt: „Mildernde Umſtände ſind: 5. Wenn er (der Uebertreter), 
obſchon die Umſtände die Fortſetzung der Uebertretung erleichterten, 
freiwillig von derſelben abließ; oder 6. wenn er, ungeachtet die Gelegenheit 
offen ſtand, größeren Schaden zuzufügen, ſich deſſen freiwillig enthielt, 
oder Andere davon abzuhalten ſuchte; 7. wenn er ſich thätig beſtrebte, 
die üblen Folgen der Uebertretung zu verhindern.“ 

Was das Ausmaß der Strafe betrifft, mit welcher der Verſuch 
bedroht iſt, erſcheint bereits im Gefällsſtrafgeſetze der Grundſatz auf- 
geſtellt, daß derſelbe unter einen milderen Strafſatz falle. Im § 93 
G. St. G. heißt es nämlich: 

„Die Strafbarkeit des Verſuches iſt geringer, je entfernter der- 
ſelbe vou der Vollbringung geweſen, oder je weniger gefährlich, taug— 
lich oder wirkſam die Handlung oder das angewendete Mittel überhaupt, 
oder unter den beſonderen Umſtänden der Uebertretung war.“ 

In dieſer Beziehung ſteht das Gefällsſtrafgeſetz höher, als das 
allgemeine Strafgeſetz vom 27. Mai 1852, in welchem der Umſtand, 
daß es beim Verſuche geblieben iſt nur die Wirkung eines Milderungs- 
grundes hat; deshalb fand eine, obiger faſt gleichlautende Beſtimmung 
in dem mehrerwähnten Entwurſe eines allgemeinen Strafgeſetzes Auf⸗ 
nahme; derſelbe hat ſich nicht allein mit einer derartigen allgemeinen 
Beſtimmung begnügt, ſondern ganz genau die Grenzen der beim Ver— 
ſuche zuläſſigen Strafen gezogen, und zwar in der Regel zwiſchen einem 
Viertheil des mindeſten und drei Viertheilen des höchſten 
Ausmaßes der auf die Vollendung des betreffenden Delictes im Geſetze 
beſtimmten Strafen. 

Daß der Verſuch unter übrigens gleichen Umſtänden milder zu 
ſtrafen iſt, als das vollendete Delict, ſteht wohl außer Zweifel. Nantent- 
lich iſt es gewiß, daß durch den Verſuch niemals das Höchſtmaß der 
auf das vollbrachte Delict geſetzten Strafe verwirkt werden könne. So 
wie die böſe Abſicht des Thäters überhaupt Strafbarkeit nicht begründet, 
ſo lange dieſelbe ſich nicht in einer beginnenden Ausführung verkörpert 
hat, ſo kann die mißlungene Ausführung nicht die volle Schwere der 
dem Uebelthäter angedrohten Strafe herausfordern (ſiehe die allgemeinen 
Bemerkungen zum obgedachten Strafgeſetzentwurfe, S. 41). 
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Richter die Weiſung zu geben, daß er unter Umſtänden innerhalb des 
geſetzlichen Strafausmaßes milder vorzugehen hat. So iſt z B. ein 
jugendlicher Verbrecher bei einem gewiſſen Alter ſtraflos, bei einem 
höheren Alter wird der Strafſatz ein geringerer, darüber hinaus wird 
dem Richter keineswegs geſagt, daß er deſto milder bei der Bemeſſung 
der Strafe vorgehen ſoll, je näher der Thäter jenem Alter ſteht, in 
welchem er ſtraflos bleibt oder doch dem milderen Strafſatze unterliegt. 
Ebenſo ſoll bei dem Verſuche vorgegangen werden. In gewiſſen 
Fällen bleibt der Verſuch ſtraflos, in anderen, den regelmäßigen Fällen, 
wird ein milderes Straſausmaß angewendet, daß aber innerhalb dieſes 
geſetzlich reducirten Strafausmaßes die Strafe deſto gelinder auszumeſſen 
iſt, je entfernter die Verſuchshaudlung von der Vollendung blieb, das 
iſt eine Anweiſung an den Richter, die nur noch einmal vorkommt und 
gewiß entbehrt werden kann. 
| Hält man den Richter für verſtändig genug, um mit Rückſicht 
auf alle Milderungs- und Erſchwerungsumſtände ohne einen geſetzlichen 
Faullenzer die Strafe richtig auszumeſſen, ſo muß ihm doch zugemuthet 
werden, daß er auch bei dem Verſuche einer Belehrung nicht weiter 
bedarf. Geſchieht dies gerade hier, ſo ſteht eher zu beſorgen, daß der 
Richter ein überwiegendes Gewicht darauf legen wird, ob die Verſuchs— 
handlung der Vollendung nahe iſt oder nicht, während vielleicht andere 
Momente viel mehr in's Gewicht fallen ſollten.“ 


(Weitere Artikel folgen.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine bei Anlegung eines öffentlichen Weges durch eine Gemeinde 
begangene Beſitzſtörung gehört zur Competenz der Gerichte. 

In Folge Auftrages des Bezirksausſchuſſes in Birkfeld vom 

4. October 1880 und auf Grund des Beſchluſſes des Gemeindeaus⸗ 

ſchuſſes vom 31. October 1880 wurde von der Gemeinde Rettenegg 


über den dortigen Bach, genannt „Pfaffenbach“, eine Brücke errichtet. 


Zu Zwecken der Umlegung und Erweiterung der Gemeindeſtraße in 
der Richtung gegen dieſe Brücke verwendete die Gemeinde Rettenegg 


) Siehe S. 15 des Berichtes desſelben. 


auch ein Area von 36 Quadratklaftern von der den Eheleuten Sebaſtian 
und Francisca L. gehörigen Wieſenparcelle Nr. 165 in derſelben Ge— 
meinde, ohne die geſetzlichen Beſtimmungen bezüglich der Enteignung 
des Privatbeſitzes bei Anlegung öffentlicher Straßen in Anwendung zu 
bringen. 

Die Eheleute Sebaſtian und Francisca L traten in Folge deſſen 
unterm 2. December 1880, 3. 4093, gegen die Gemeinde Rettenegg 
mit einer Beſitzſtörungsklage auf. 

Das k. k. Bezirksgericht Birkfeld hat aber dieſe Klage mit 
Beſcheid vom 14. December 1880, 3. 4149, als zur gerichtlichen 
Competenz nicht gehörig, zurückgewieſen, und zwar „in Erwägung, daß 
die geklagte Gemeinde die Brücke über den „Pfaffenbach“, ſowie den 
dazu nothwendigen Weg, zu welchem von der Wieſenpareelle der Kläger 
ein Terrain von 36 Quadratklafter verwendet werden mußte, nur im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit für Perſonen und Eigenthum wegen 


der Gefährlichkeit der Durchfahrt durch den „Pfaffenbach“ in Folge 


gemeindeämtlichen Beſchluſſes vom 31. October 1880 errichtet hat, 
daher die Gemeinde Rettenegg, bei der Straßen- und Brückenanlage 
im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe gehandelt hat und hiezu gemäß § 24, 
Abſatz 2 und 3 der Gemeindeordnung für Steiermark vom 2. Mai 
1864, L. G. Bl. Nr. 5, auch verpflichtet war, vorliegende Streitſache 
deshalb vom Standpunkte des öffentlichen Rechtes zu beurtheilen und 
zur Verhandlung und Entſcheidung hierüber nicht das Gericht, ſondern 
nur die zuſtändige Berwaltungsbehörde berufen iſt.“ 

Ueber den Recurs der Kläger hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Graz mit Erledigung vom 16. Februar 1881, 8. 2291, den 
bezirksgerichtlichen Beſcheid vom 14. December 1880, 3. 4149, 
behoben und dem Bezirksgerichte aufgetragen, mit Abſtandnahme von 
dem aus der vermeintlichen Incompetenz abgeleiteten Zurückweiſungs⸗ 
grunde in der Hauptſache zu entſcheiden, und zwar „in der Erwägung, 
daß, wenngleich die Gemeindeſtraße, durch deren Erweiterung die 
Kläger ſich in dem Beſitze der Wieſenparcelle Nr. 165 der Gemeinde 
Rettenegg geſtört erachten, unbeſtritten ein öffentlicher Weg iſt, die 
Inſtandhaltung und Herſtellung der öffentlichen Gemeindewege und 
Straßen nach § 24 des Geſetzes vom 2. Mai 1864, L. G. Bl. Nr. 5, 
und § 11 des Geſetzes vom 9. Juni 1870, L. G. Bl. Nr. 20, dem Ge- 
meindeamte obliegt und der Entſcheidung über von der Gemeinde innerhalb 
ihres Wirkungkreiſes getroffenen Verfügungen den Verwaltungsbehörden 
zuſteht, in dem vorliegenden Falle die Gemeinde ihren Wirkungskreis 
überſchritten hat und mit Hinwegſetzung über die geſetzlichen Beſtim— 
mungen bezüglich der Enteignung des Privatbeſitzes bei Anlegung öffent— 
licher Straßen vorgegangen iſt; in Erwägung, daß die Entſcheidung 
in dieſer Richtung bei der ausnahmsloſen Beſtimmung des § 339 
a. b. G. B. allerdings den Gerichten zuſteht, daß ſomit in dem vor⸗ 
liegenden Streite die Beſtimmungen der kaiſ. Verordnung vom 27. De- 
tober 1849, R. G. Bl. Nr. 12, platzzugreifen haben.“ 

Ueber den Reviſionsrecurs der Geklagten, in welchem ſie anführt: 
Es handle ſich darum, ob die Anordnung der Gemeinde in Ausübung 
eines Privatrechtes der Gemeinde getroffen, oder ob fie eine aus öffent- 
lichen Rückſichten erfloſſene polizeiliche Verfügung war. Vorliegend habe 
die Gemeinde das Recht zur theilweiſen Benützung der Parcelle Nr. 165 
aus dem durch den § 24 der Gemeindeordnung begründeten öffentlichen 
Titel abgeleitet und daher war es eine Verfügung im eigenen Wirkungs- 
kreiſe der Gemeinde, umſomehr, als die Gemeinde bei Umlegung des 
Weges nur dem ihr vom Bezirksausſchuſſe Birkfeld ertheilten Auftrage 
vom 4. October 1880 Folge leiſtete — hat der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof mit Entſcheidung vom 20. April 1881, 3. 4463, die obergerichtliche 
Erledigung aus deren Gründen zu beſtätigen beſunden. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1881. I. Quartal. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 


Oeſterreich unter der Enns. 
VII. Stück. Ausgeg. am 8. März. 
21. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſter reich 
unter der Enns vom 15. Februar 1881, Z. 4627, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxen in der öffentlichen Krankenanſtalt in Znaim. 
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i 22. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Ems vom 15. Februar 1881, 3. 5087, betreffend die Bemeſſung der 
täglichen Taxe für die Pflege und den Unterhalt der Kranken in den öffentlichen 
Spitälern Dalmatiens pro 1881. 

| 23. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 25. Februar 1881, 3. 7107, betreffend die Grenzen des 
Sprengels des k. k. Bezirksgerichtes der inneren Stadt Wien. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 11. März. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 22. Februar 1881, 3. 49.271, betreffend die Beſtimmung 
der Ein- und Ausladeſtationen für Transporte von Wiederkäuern auf Eiſen⸗ 
bahnen. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 
I. Stück. Ausgeg. am 27. Jänner. 

1. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich ob 
der Enns, betreffend den Vergütungsbetrag für die Verpflegung der Militär⸗ 
mannſchaft vom Officiers⸗Stellvertreter abwärts auf dem Durchzuge vom 1. Jänner 
bis Ende December 1881. 

2. Erlaß des Leiters der k. k. 
17. Jänner 1881, 3. 179 Präſ., 
Jahr 1881. 


Statthalterei für Oberöſterreich vom 
betreffend die Landesvoranſchläge für das 


II. Stück. Ausgeg. am 10. Februar. 
3. Kundmachung des Leiters der k. k. Statthalterei für Oberöſterreich 
vom 27. Jänner 1881, Nr. 1116, betreffend die regelmäßige Rekruten⸗Aushebung 
für das Jahr 1881. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector der kuſtenländiſchen Statt⸗ 
halterei, kaiſerlichen Rathe Joſef Erber anläßlich feiner Verſetzung in den 


bleibenden Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Lenhart zum Rechnungsdirector und Vorſtande der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanzminiſterium 
Johann Kapf den Titel und Charakter eines Minifterialfecretärs verliehen. 

Seine Ntajeftät haben dem Poſtverwalter Joſef Merker in Saaz den 
Titel und Charakter eines Oder⸗Poſtverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel eines Statthaltereirathes bekleideten 
Statthaltereiſecretär der böhmischen Statthalterei Joſef Schentz anläßlich feiner 
et in den bleibenden Ruheſtand den Charakter eines Statthaltereirathes 
verliehen. 
Der Miniſter des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern hat die von dem 
leitenden k. und k. Conſulate in Smyrna verfügte Beſtallung des Paul Bratich 
zum k. und k. Conſularagenten in Aidin und die von dem leitenden k. und k. 
E in Tanger verfügte Beſtallung des Raphael Benatar zum k. und k. 
1 


| Seine Majeſtät haben den Oberrechnungsrath im Finanzminiſterium Franz 


Conſularagenten in Rabat genehmigt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der Polizeidirection in Prag Franz Janka zum Polizeicommiſſar 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adminiſtrations-Adjuncten Onefin Zur⸗ 
kanowiez zum Adminiſtrations-⸗Seeretär bei der Direction der Güter des 
Bukowinger gr.⸗or. Religionsſondes in Czernowitz ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Charakter 
eines Rechnungsrathes ausgezeichneten Rechnungsrevidenten der Direction der 
adminiſtrativen Statiſtik Joſef Pizzala zum Rechnungsrathe dieſer Direction 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Dr. Arthur Muffil zum 
Secretär bei der Generaldirection der Tabakregie in Wien und den Steuerein⸗ 
nehmer Anton Spacier zum Hauptſteuereinnehmer für den Bereich der Finanz⸗ 
Landesdirection in Brünn ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Mercantilcapitän Clodoveo Budinich zum 
Beiſitzer bei der k. k. Seebehörde in Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 

Bauadjunctenſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis zum 25. October 1881 bei dem k. k. Statthalterei⸗ 
präſidium in Prag. (Amtsbl. Nr. 234.) 
| Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der galiziſchen k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
Direction in der eilften Rangsclaſſe und eventuell eine Rechnungprakticantenſtelle 
mit dem jährlichen Adjutum per 300 fl. Geſuche bis 1. November 1881 bei der 
ga iziſchen k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg. (Amtsbl. Nr. 235.) 
| Oberingenieursſtelle in der achten und mehrere Ingenieursſtellen in der 
neunten, eventuell Bauadjunctenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe im Bereiche des 
Staatsbaudienſtes in Galizien bis Ende October 1881 beim galiziſchen k. k. Statt⸗ 
haltereipräſidium. (Amtsbl. Nr. 236.) 1 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle in der achten, eventuell eine Bezirkscommiſſärs⸗ 
ſtelle in der neunten und eine Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe in dem tiroliſchen Verwaltungsgebiete, bis 28. October 1881 bei dem 
k. k. Statthaltereipräſidium in Innsbruck. (Amtsbl. Nr. 239.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


